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AG Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Für den Fortschritt bei der
Gleichstellung
Für mehr Gleichstellung und gegen frauenfeindliche Gesinnungen – darum
geht es am Weltfrauentag 2025. Fortschritte in diesen Bereichen ergeben sich
nicht  von  selbst,  sondern  müssen  Stück  für  Stück  erkämpft  und  mit
politischem Willen hinterlegt werden. Die SPD-Bundestagsfraktion will nicht
nur  drohende Rückschritte  und Stagnation in  diesem Bereich  verhindern,
sondern nach vorne gehen.

Leni Breymaier, frauenpolitische Sprecherin:

„Für  Gleichstellung  ist  eine  paritätische  Repräsentanz  von  Frauen  essenziell.  Im
Bundestag  sind  Frauen  aktuell  mit  nur  einem  Drittel  stark  unterrepräsentiert.  Im
Vergleich  zu  den  vergangenen  Legislaturperioden  ist  ihr  Anteil  gar  rückläufig.  Diese
Entwicklung  verdeutlicht  erneut:  Von  alleine  passiert  nichts.  Wir  brauchen  ein
Paritätsgesetz, das Parität im Parlament nicht nur befördert, sondern auch verbindlich
macht. Ein solches Gesetz ist kein Selbstzweck, sondern setzt elementare Ziele von
Repräsentanz  und  Teilhabe  um,  zu  denen  sich  Deutschland  in  Artikel  3  des
Grundgesetzes verpflichtet hat.

Wie wichtig Parität ist, zeigt sich vor allem auch dort, wo über Dinge entschieden wird,
die Frauen in besonderer Weise betreffen. Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass das
Recht  von  Frauen  auf  reproduktive  Selbstbest immung  gestärkt  und
Schwangerschaftsabbrüche  entkriminalisiert  werden.  Die  aktuelle  Regelung  im
Strafgesetzbuch ist  nicht  nur unzeitgemäß und wird von weit  über 70 Prozent der
Bevölkerung abgelehnt, sondern führt auch zu einer schlechten Versorgungslage von
ungewollt schwangeren Frauen. Es gilt dies nun endlich zu ändern.“

Josephine Ortleb, zuständige Berichterstatterin:

„Weltweit bedrohen politisch Rechte hart erkämpfte Frauenrechte. Das dürfen wir hier
in Deutschland und international nicht zulassen. Frauenrechte sind Menschenrechte und
es bleibt unsere Aufgabe, für die Verbesserung der Lebensrealitäten von Frauen zu
kämpfen, ohne Kompromisse bei den bereits erzielten Erfolgen zu riskieren. Bildung und
Betreuung betreffen Frauen und Familien in diesem Land unmittelbar. Es ist wichtig und
gut,  dass  wir  nun  in  diesem  Bereich  hohe  Summen  investieren  und  genau  dort
Verbesserungen  erreichen,  wo  sie  gebraucht  werden.  Gleichstellungspolitische
Errungenschaften wie zum Beispiel das Elterngeld als ‚nice to have‘ zu diskreditieren,
wie es der Chef des ifo Instituts, Clemens Fuest, zu Beginn der Frauentagswoche getan
hat, geht jedenfalls in die völlig falsche Richtung.“
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